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(Eigener Bericht) - Der Direktor des Instituts für Sicherheitspolitik an der Universität Kiel sieht Parallelen 
zwischen Aktivitäten der Friedensbewegung und antisemitischen Maßnahmen des NS-Regimes. Dies geht 
aus einem Dokument hervor, das bis heute unwidersprochen auf einer unabhängigen Internetplattform 
abgerufen werden kann. Dabei handelt es sich dem Vernehmen nach um die ursprüngliche Fassung eines 
von Institutsleiter Joachim Krause verfassten offenen Briefes, der sich gegen die Selbstverpflichtung von 
Hochschulen auf friedliche und zivile Zwecke wendet. Laut Krause erinnert eine solche "Zivilklausel", die die 
akademische Zusammenarbeit mit Militär und Rüstungsindustrie kategorisch ausschließt, "fatal an Zeiten, in 
denen Universitäten in Deutschland nicht mit Menschen oder Institutionen kooperieren durften, weil diese 
jüdisch waren". Das Kieler Institut ist sowohl inhaltlich als auch personell eng mit der Bundeswehr 
verknüpft; unter anderem waren die bei ihm beschäftigten Wissenschaftler an der Erstellung eines 
"Leitfadens" der Truppe zur Aufstandsbekämpfung in den Ländern des globalen Südens beteiligt.

Ein Brandbrief

Unter dem Titel "Zivilklausel - Nein Danke!" hat der Direktor des Instituts für Sicherheitspolitik an der 
Universität Kiel (ISPK), Joachim Krause, unlängst einen offenen Brief publiziert. Darin wendet er sich in 
scharfer Form gegen die mittlerweile von etlichen deutschen Hochschulen eingegangene Selbstverpflich-
tung auf ausschließlich friedliche und zivile Zwecke. Laut Krause ist eine solche "Zivilklausel" nichts anderes 
als eine "politische Mogelpackung", die das Bekenntnis zum Frieden lediglich vorschiebt, um "wissenschaft-
liche Kontakte mit der Bundeswehr oder der wehrtechnischen Industrie zu diskreditieren und zu unter-
binden". Letztlich gehe es den meist "linksextremen" Befürwortern von "Zivilklauseln" darum, "politisch 
motivierte Einschränkungen der Freiheit von Forschung und Lehre" zu erreichen, schreibt Krause. Wie der 
Wissenschaftler weiter ausführt, schreckten die besagten "linksextremen Gruppen" dabei nicht einmal vor 
"Gesinnungsschnüffelei", der "gewaltsame(n) Störung von Seminaren"oder dem "Mobbing von Dozentinnen 
und Dozenten" zurück: "Das ist für eine freie Universität in einer demokratischen Gesellschaft völlig 
inakzeptabel."[1]

Nazi-Praktiken

In der ursprünglichen Fassung seines Briefes, die bis heute unwidersprochen auf einer unabhängigen 
Internetplattform abgerufen werden kann, stellt Krause schließlich sogar eine Analogie zwischen den 
Aktivitäten der Zivilklausel-Anhänger und antisemitischen Maßnahmen des NS-Regimes her: "Keiner wird 
gezwungen, für das Verteidigungsministerium oder die wehrtechnische Industrie Projekte durchzuführen, 
aber es kann nicht sein, dass Wissenschaftler an deutschen Universitäten daran gehindert werden, mit 
einem Verfassungsorgan des Bundes oder mit Firmen zu kooperieren, die teilweise in der Wehrtechnik tätig 
sind (reine Rüstungsunternehmen gibt es ja kaum noch). Diese Art von Kooperations- und Kontaktverboten 
(mit dem Ziel der gesellschaftlichen Ausgrenzung bestimmter Institutionen und Personen) erinnert fatal an 
Zeiten, in denen Universitäten in Deutschland nicht mit Menschen oder Institutionen kooperieren durften, 
weil diese jüdisch waren."[2]

"Enthauptungsschläge" gegen Aufständische

Krauses Empörung kommt nicht von ungefähr: Sein Institut ist sowohl inhaltlich wie personell eng mit dem 
Bundesverteidigungsministerium und den deutschen Streitkräften verknüpft. So war das ISPK nach eige-
nem Bekunden an der Erarbeitung eines "Leitfadens" der Truppe für die Aufstandsbekämpfung ("Counter-
insurgency") in den Ländern des globalen Südens beteiligt.[3] Im Auftrag des Verteidigungsministeriums 
entwickelte es darüber hinaus Strategien für den Krieg gegen Widerstandsbewegungen in Afghanistan; 
empfohlen wurde unter anderem deren "Enthauptung" durch die "Ausschaltung von bedeutenden Führern" 
(german-foreign-policy.com berichtete [4]). Eine entsprechende Studie des ISPK entstand in enger Zusam-
menarbeit mit dem Center for a New American Security (CNAS), einem einflussreichen Washingtoner 
Think-Tank, der sich insbesondere aus hochrangigen aktiven und ehemaligen Ministerialbeamten und 
Militärs zusammensetzt. Anfang dieses Jahres veranstaltete das ISPK zudem eine hochkarätig besetzte 
Konferenz, bei der die gegen afghanische Rebellen gerichteten Counterinsurgency-Maßnahmen 
Deutschlands und Dänemarks verglichen wurden. Besonderes Lob erhielten bei dieser Gelegenheit die 
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Bemühungen der dänischen Führung, die "Heimatfront" für den Krieg am Hindukusch zu begeistern: Auf 
der Basis eines breiten "Elitenkonsenses" sei es gelungen, sowohl den Zweck der "Mission" wie deren 
"Erfolge" überzeugend "zu verkaufen", hieß es.[5] Bei der Tagung waren neben mehreren Institutionen des 
dänischen Militärs auch die Führungsakademie der Bundeswehr und das Bundesverteidigungsministerium 
vertreten.

Der Bundeswehr verbunden

Umgekehrt sind die deutschen Streitkräfte ihrerseits an der Spitze des ISPK präsent. Der Direktor Krause 
zur Seite stehende Geschäftsführer Stefan Hansen bekleidet den Rang eines Korvettenkapitäns der Reserve 
und war nach eigenem Bekunden in den vergangenen Jahren "regelmäßig" für die Bundeswehr tätig - 
unter anderem als Verbindungsoffizier für NATO-Verbände und als mit der Führung militärischer 
Operationen betrauter Stabsoffizier (S3) des Marinestützpunktkommandos Kiel.[6] Wie sein Kollege Krause 
hat sich auch Hansen erst unlängst in scharfer Form gegen die Implementierung von "Zivilklauseln" an 
deutschen Universitäten ausgesprochen [7]; die im Auftrag des Bundesverteidigungsministeriums vom ISPK 
erarbeitete Studie über Counterinsurgency-Maßnahmen in Afghanistan ist nicht zuletzt seinem Einsatz zu 
verdanken. Gemeinsam mit Studierenden, Doktoranden und Universitätsbeschäftigten besucht Hansen 
zudem regelmäßig die auf dem Marinestützpunkt Kiel stationierten Einheiten, vorzüglich im Rahmen des 
von der NATO seit 1971 alljährlich veranstalteten Ostseemanövers "Baltic Operations" (BALTOPS). Beste 
Beziehungen pflegt Hansen offenbar auch zum Bundesverband Sicherheitspolitik an Hochschulen (BSH), 
der akademischen Organisation des Reservistenverbandes. Ende 2010 nahm er zusammen mit dem Autor 
der Counterinsurgeny-Studie des ISPK, Robin Schroeder, an der Bundesversammlung des BSH teil, bei der 
der Verband Zuwachs durch eine neu gegründete Kieler Hochschulgruppe (HSG) erhielt. Wie das ISPK 
erklärt, unterstützten die Institutsmitarbeiter "gern die HSG mit ihrer Expertise", um den "sicherheits-
politischen Diskurs" an der Universität zu fördern.[8]

Zurückhaltung: "Lähmend"

Die Affinität des ISPK zum Militär schlägt sich nicht zuletzt in den Publikationen des Instituts und seiner 
Mitarbeiter nieder. So forderte etwa Institutsdirektor Krause, in Bezug auf den Iran endlich mit der 
"unseligen Rhetorik" Schluss zu machen, "wonach militärische Optionen grundsätzlich auszuschließen sind" 
(german-foreign-policy.com berichtete [9]). Erst unlängst bezeichnete der Wissenschaftler die weit 
verbreitete Ablehnung deutscher Waffenexporte als Ausdruck eines "Vulgärpazifismus", der einem "Denken 
von vorgestern" geschuldet sei, "welches immer noch den Ersten Weltkrieg zu verhindern sucht, aber für 
die heutigen Verhältnisse völlig ungeeignet ist".[10] Entsprechend argumentiert der ISPK-Mitarbeiter 
Florian Stöhr. Seiner Auffassung nach führt die in der deutschen Gesellschaft anzutreffende "Kultur der 
Zurückhaltung" gegenüber militärischer Gewalt zu einer "lähmende(n) Selbstbeschränkung und Zaghaftig-
keit", die "international nur noch auf wenig Verständnis stößt" und "wie ein Relikt der Vergangenheit" 
wirkt.[11] "Zurückhaltung" in Sachen Krieg galt in der Bundesrepublik tatsächlich bis 1990 als eine Lehre 
aus den Aggressionen NS-Deutschlands, die dem ISPK zufolge jedoch heute nicht mehr berücksichtigt 
werden soll - was Institutsdirektor Krause indes nicht daran hindert, Kriegsgegner durch NS-Bezüge zu 
diskreditieren.
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